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Friedensarbeit in der DDR

Die von den selbstorganisierten
und unabhängigen Gruppen ge-
leistete Friedensarbeit in der DDR
war sehr facettenreich. Folgende
Problem- und Themenstellungen
spielten eine bedeutende Rolle:
– Die kritische Auseinanderset-

zung mit den verschiedenen
Elementen der Wehrerziehung
war vor allem nach der Einfüh-
rung des Wehrunterrichts 1978
ein zentrales Thema der Frie-
densarbeit. Problematisiert
wurden auch die verschiede-
nen Formen der zivilen Vertei-
digung und die damit verknüpf-
te Verharmlosung eines Atom-
krieges. Als »Alternative« zur
Wehrerziehung wurden unter-
schiedliche Ansätze für eine
Erziehung zum Frieden disku-
tiert und in Seminaren und
Gruppen erprobt.

– Ein weiterer Schwerpunkt war
die Beschäftigung mit Fragen
des Wehrdienstes. Hierbei
spielte vor allem die (juristi-
sche und inhaltliche) Beratung
für junge Männer eine Rolle.
Während von staatlicher Seite
neben der Ableistung des nor-
malen Wehrdienstes auf die
Verpflichtung als Zeit- und Be-
rufssoldat gedrängt wurde,
stand als Alternative nur die
Verpflichtung zu den »Bausol-
daten« oder die strafrechtlich
verfolgte »Totalverweigerung«
zur Verfügung. Von verschie-
denen Gruppen gefordert wur-
de die Einführung eines sozia-
len Friedensdienstes.

– Mit Beginn der achtziger Jahre
bildeten sich zeitgleich zur
Hochphase der Friedensbe-
wegung in der BRD verstärkt
Friedensgruppen, die nicht nur
gegen die Militarisierung der
DDR-Gesellschaft protestier-
ten, sondern auch die globalen

sicherheitspolitischen Proble-
me zum Thema machten. Hier-
zu gehörte auch die u.a. von
Bärbel Bohley und Ulrike Pop-
pe initiierte Gruppe der »Frau-
en für den Frieden«.

– Im Rahmen des »Konziliaren
Prozesses« wurden Friedens-
fragen mit der ökologischen
Problematik und der Forde-
rung nach weltweiter Gerech-
tigkeit verknüpft. Höhepunkt
dieser Diskussion war 1989
eine ökumensiche Versamm-
lung in Dresden.

– Schließlich wurden zuneh-
mend Menschen- und Bürger-
rechtsfragen thematisiert.

Wichtige Merkmale der kritischen
Auseinandersetzung in der DDR
mit den Problemen militärischer
Sicherheitspolitik und der vormili-
tärischen Erziehung waren neben
der besonderen Rolle der Evang.
Kirche und der ständigen Gefähr-
dung durch staatliche Repressio-
nen die Intensität der Diskussio-
nen. »Viele Jahre hindurch«, so
Friedrich Schorlemmer bei seiner
Dankesrede anläßlich der Verlei-
hung der Carl-von-Ossietzky-Me-
daille im Jahr 1989, »haben wir in
Referaten, Seminaren und The-
senpapieren, in Werkstätten und
Synoden, in kleineren und größe-
ren Aktionen (...) den Streit um die
›Bedingungen des Friedens‹ ge-
führt«.

 M. 89
Wer leistete
Friedensarbeit?

»(...) Der Begriff ›Friedensbewe-
gung‹ ist ursprünglich nicht eine
Selbstbezeichnung der Bezeich-
neten, sondern stellt eine Außen-
ansicht dar. Er legt eine Einheit-
lichkeit nahe, die bis heute organi-
satorisch gar nicht besteht, aber
auch sonst nur schwer beschreib-
bar ist. Mit ihm werden Friedensi-
nitiativen zusammengefaßt, die
sehr unterschiedlich und auch
voneinander unabhängig sind.
Vielfach weiß man nicht einmal
voneinander und lernt sich erst
jetzt so nach und nach kennen. Es
gibt keine Zentrale oder Leitung,
kein Informationsnetz, auch keine
Personen oder Gruppen, ohne
die es nicht ginge und die die Be-
wegung als ganze prägten. (...)
Ein wichtiger Bestandteil sind die
besonders in den letzten drei Jah-
ren an verschiedenen Orten ent-
standenen Friedenskreise und -
gruppen. Sehr viele von ihnen sie-
delten sich im Raum der Kirche
an, auch wenn in den meisten
Christen und Nichtchristen zu-
sammenarbeiten. Andere bleiben
bewußt außerhalb solcher Einbin-
dungen. Doch auch diese suchen
vielfach durch beteiligte Christen
den Kontakt zur Kirche und die
Möglichkeit zu Veranstaltungen
und Aktionen in ihrem Raum.
Im Laufe des letzten Jahres ha-
ben sich in mehreren Städten
Frauengruppen gebildet, ausge-
hend von einer Eingabe gegen
den Wehrdienst von Frauen, der
durch das neue Wehrgesetz der
DDR ermöglicht wird.
Weiterhin sind die Schriftsteller zu
nennen, die besonders beim von
Stephan Hermlin initiierten
Schriftstellertreffen im Dezember
1981 klare Worte gefunden ha-
ben. Ihre Beiträge gingen auf viel-
fache Weise vervielfältigt von
Hand zu Hand und regten so zu
eigenem Reden an.
Ungezählte einzelne beteiligten
sich an Veranstaltungen und Ak-
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tionen, trugen den Aufnäher
›Schwerter zu Pflugscharen‹ oder
unterstützten den Aufruf zur Bil-
dung eines ›Sozialen Friedens-
dienstes‹ als wirklichen zivilen
Wehrersatzdienst durch ihre Un-
terschrift. Viele suchen Kommuni-
kation, finden sie aber oft nicht,
denn die Zahlen sind im Verhält-
nis zur Bevölkerung verschwin-
dend klein. Manche versuchen al-
lein oder mit Freunden spora-
disch ›etwas zu tun‹.
Nicht zu vergessen ist die wach-
sende Zahl derer, die zu den
Bausoldaten gehen. (...)
Im Zusammenhang mit der Frie-
densarbeit in der DDR die Grup-
pen der Christlichen Friedenskon-
ferenz nicht zu nennen, wäre ge-
wiß falsch, obwohl sich ihr
Charakter durch den Wegfall kriti-
scher Momente deutlich von den
bisher genannten unterscheidet.«
Markus Meckel: Friedensarbeit im
Widerspruch. Zur Friedensarbeit in
der DDR.
Der Text ist 1983 entstanden und wird
hier zit. nach: Markus Meckel / Martin
Gutzeit: Opposition in der DDR. Zehn
Jahre kirchliche Friedensarbeit. Köln
1994, S. 142 ff.

 M. 90
Friedensbewegung zu
Beginn der 80er Jahre

»Im Herbst 1980 wurde die erste
Friedensdekade veranstaltet.
Zum Symbol wählte die DDR-
Friedensbewegung eine Plastik
im stalinistischen Stil, die die
Sowjetunion der UNO zum Ge-
schenk gemacht hatte. Als
scheinbar ungefährlich-system-
konform wurde der schmiedende
Recke mit der Aufschrift ›Schwer-
ter zu Pflugscharen‹ als Aufnäher
breit verteilt. Im Frühjahr 1981 for-
mulierte eine Dresdner Gruppe
die Ergebnisse einer langen Dis-
kussion in dem Aufruf zu einem
›Sozialen Friedensdienst‹
(SoFD). Der Aufruf wurde als
›friedens-, sozialismus- und ver-
fassungsfeindliche Aktion‹ verur-
teilt, eine Verfolgungskampagne

gegen die Träger des Aufnähers
›Schwerter zu Pflugscharen‹ in
Schulen, Betrieben und Universi-
täten eingeleitet.
Die Jahre 1980 bis 1982 müssen
als Beginn einer Politisierung der
Friedensbewegung angesehen
werden. Zunehmend wurden
nicht nur persönliche Befindlich-
keiten und christliche Motivatio-
nen diskutiert. Insbesondere der
Friedenskreis der Ostberliner
ESG begann mit der Diskussion
gesamtgesellschaftlicher Proble-
me. Das war sicherlich einer der
Gründe, weshalb es zu dieser Zeit
zur Zusammenarbeit zwischen
kritischen Sozialisten und Chri-
sten kam. (...)
(1982) fand im Süden der DDR
die erste große spektakuläre Akti-
on der Friedensbewegung statt.
Mit Flugblättern rief der spätere
Friedenskreis Wolfspelz zu einer
Gedenkdemonstration zum 37.
Jahrestag der Bombardierung
Dresdens auf. 5.000 junge Leute
kamen aus allen Teilen de DDR.
Angesichts der Drohungen der Si-
cherheitsorgane, das Treffen aus-
einanderzujagen, öffnete der
sächsiche Landesbischof Hempel
die Kreuzkirche.
Als Reaktion auf dieses Dresdner

Ereignis konzipierte der Friedens-
kreis der Ostberliner ESG die
Friedenswerkstatt, zu der im Juli
1982 Friedens- und Umweltgrup-
pen aus der ganzen DDR und
etwa 5.000 Besucher zusammen-
kamen. Es gab Stände, Beratun-
gen, Diskussionen, Lesungen,
Konzerte und Theater – eine für
die DDR einmalig freie und offene
Veranstaltung.«
Wolfgang Rüddenklau: Störenfried.
DDR-Opposition 1986-1989. Berlin
1992, S. 30f.

 M. 91
Zur Bedeutung west–
licher
Friedensbewegung
»Bis zum Jahre 1983 , in dem sie
(mindestens quantitativ) ihren Hö-
hepunkt erreichte, strebte die
Friedensbewegung hauptsäch-
lich nach einer Verhinderung der
Raketenstationierung in Europa.
Doch viele erkannten nicht, daß
es bereits seit 1980 zwei deutlich
unterscheidbare Stränge gab,
zwischen denen allerdings bis zur
Stationierung immer wieder trag-
fähige Kompromisse möglich wa-
ren. Die eine Strömung neigte zu

 M. 92
Friedenstage in Erfurt
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den Aussagen des schon zitierten
END-Appells, richtete sich gegen
die Aufrüstung beider Super-
mächte und ging von der Notwen-
digkeit gesellschaftspolitischer
Veränderungen in Ost und West
aus, wenngleich wesentliche Un-
terschiede dieser Gesellschaften
mitunter vernachlässigt wurden.
Die andere, zahlenmäßig viel
stärkere Strömung orientierte sich
am Minimalkonsens einer mög-
lich scheinenden Verhinderung
der Stationierung von US-Rake-
ten. Ihre Diskussionen und Vor-
schläge bezogen sich vorzugs-
weise auf die militär- und sicher-
heitspolitische Ebene. Für die
gesellschaftlichen Probleme in
unserem Teil Europas zeigte sie
nur geringes Interesse. Für die
meisten der vorwiegend im Rah-
men der Kirche agierenden ein-
genständigen Friedensgruppen in
der DDR stellte sich die westliche
Friedensbewegung zunächst als
recht einheitlich dar. Unterschied-
liche gesellschaftliche Kräfte
schlossen sich zu Demonstratio-
nen, Belagerungen von Raketen-
stützpunkten und Menschenket-
ten zusammen und machten das
tatsächliche  Ausmaß der Be-
drohng sowie die Mißachtung des
Willens einer Bevölkerungsmehr-
heit deutlich. Für viele, vor allem
junge Leute in der DDR hatten
diese Aktionen der westlichen
Friededensbewegung die Wir-
kung einer Initialzündung: bis
zum Jahre 1983 wurden die unab-
hängigen Gruppen stärker. Die
Furcht vor der Vernichtung des
Lebens war größer als die Angst
vor Repressionen oder dem Ent-
zug kleiner Privilegien. Es eröff-
neten sich neue Räume. Bisher
kaum Gedachtes wurde nunmehr
öffentlich gesagt von Teilen einer
Generation, der man ihre Sprach-
losigkeit  und ihr Anpassungsver-
mögen als größte Tugend einzu-
reden versucht hatte. Sie blieben
zwar eine Minderheit, aber eine,
die sich vernehmlich äußerte. Sie
wurde nicht nur von der Staatssi-
cherheit bemerkt, sondern auch
von vielen, die durch die neuen

Gefahren sensibilisiert waren,
den Schritt in die Öffentlichkeit
jdoch noch nicht wagten.
Trotz der großen Wirkung der we-
steuropäischen Friedensbewe-
gung auf die hiesigen Gruppen
blieben für diese zu jeder Zeit die
eigenen Erfahrungen entschei-
dend. Sie wehrten sich gegen die
alltägliche Militarisierung und Dis-
ziplinierung. Sie wollten endlich
mündig sein. Sie klagten das
Recht ein, politische Entschei-
dungen zu kontrollieren und zu
beeinflussen, die ihr Leben und
das der nachfolgenden Genera-
tionen betrafen. Den meisten war
klar, daß die Gefahren nicht allein
vom Rüstungswettlauf herrühr-
ten. Für einen Minimalkonsens
westlicher Prägung gab es bei
uns keine Grundlage.
Die auf unsere konkrete gesell-
schaftliche Situation bezogene
Arbeit der Gruppen wirkte ihrer-
seits auf Teile der westlichen Frie-
densbewegung zurück, ermög-
lichte zahlreiche Kontakte und lö-
ste gemeinsame Projekte aus.
Spätestens im Jahre 1983 wurde
klar, daß die Friedensbewegun-
gen in West und Ost mehr fürein-
ander tun konnten als nur ihrer
gegenseitigen Legitimation zu
dienen.«
Quelle: Gerd Poppe: Zur Entwicklung
des grenzüberschreitenden Dialogs.
In: Gerda Haufe / Kurt Buchmeier
(Hrsg.): Die Bürgerbewegungen in
der DDR und den ostdeutschen Län-
dern. Opladen 1993, S. 207 f.

 M. 93
Kirche und
Opposition

»Die Anbindung der informellen
Gruppen an die evangelische Kir-
che war durch deren Autonomie
gegenüber dem Staat und der
SED sowie ihre kulturell und poli-
tisch einflußreiche Rolle in der
DDR-Gesellschaft, die seit Ende
der siebziger Jahre auch von der
SED anerkannt wurde, möglich:
Außer der evangelischen Kirche
gab es keine andere einflußreiche

Die Materialien M.89 bis M.93
geben einen groben Überblick
über die Friedensbewegung in
der DDR.
– Versuchen Sie auf der Grund-

lage von M.89 ein Strukturpa-
norame der Friedensbewe-
gung zu erstellen. Berück-
sichtigen Sie Motive, Ziele
und Inhalte der unterschiedli-
chen Gruppen.

– Welche Konfliktpotentiale in-
nerhalb der Friedensbewe-
gung und zwischen Friedens-
bewegung und Staat lassen
sich erkennen?

Institution in der DDR, die einer
politischen Opposition hätte
Schutz vor Unterdrückung und
Verfolgung bieten können. Es
handelt sich jedoch bei den Grup-
pen nicht um eine christliche So-
zialbewegung, auch wenn unter
den Aktivisten und den späteren
Protagonisten der Bürgerbewe-
gungen sich viele Christen und
Theologen befanden. Die Anbin-
dung war vielmehr politisch und
pragmatisch begründet. (...)
Bis zum Ende der DDR blieb das
politische Verhältnis der Gruppen
zu den offiziellen Repräsentan-
ten, den Kirchenleitungen, kom-
pliziert, aber noch unterhalb der
Ebene von formalisierten Konflik-
ten und organisatorischen Spal-
tungen. Es wurde eben dadurch
immer komplizierter, daß die Kir-
che durch die Arbeit der Gruppen
selbst in einen Wandlungsprozeß
geriet, deren Themen annahm
wie sich in der Ökumenischen
Versammlung zeigte, sich diffe-
renzierte, was alles von den Kir-
chenleitungen nicht gewollt war.«
Karl Bruckmeier: Vorgeschichte und
Entstehung der Bürgerbewegungen
in der DDR. In: Gerda Haufe / Karl
Bruckmeier (Hrsg.): Die Bürgerbewe-
gungen in der DDR und in den ost-
deutschen Ländern. Opladen 1993,
S. 15ff.



121

Teil B.5: Friedensarbeit und Friedenserziehung

Friedenserziehung in der
DDR

 M. 94
Für friedliche
Konfliktbewältigung
»Weil die nach außen gerichtete
Friedenspolitik unseres Landes
dann glaubhafter und wirksamer
wird, wenn sie mit der gleichen
Beharrlichkeit auch innerhalb der
Gesellschaft gewährt wird, halten
wir es für dringlich, im gesamten
Erziehungskonzept vom Kinder-
garten bis zur Berufsausbildung
und darüber hinaus aus dem jetzi-
gen System der Wehrerziehung
in ein neues System der friedli-
chen Konfliktbewältigung überzu-
gehen.«
Thesenpapier des Wittenberger Frie-
denskreises anläßlich des Kirchenta-
ges in Halle 1988, zit. nach: Friedrich
Schorlemmer: Träume und Alpträu-
me. Einmischungen 1982-1990.
München 1993, S. 66.

 M. 95
Rahmenkonzept
Friedenserziehung
»Erziehung zum Frieden ist eine
Erziehung, die befähigt, ermutigt
und anleitet
– zur Austragung und Bewälti-

gung von Streit mit Mitteln des
Gesprächs, der Verständigung
und des Kompromisses;

– zur kritischen Gewaltkontrolle
und zum Gewaltverzicht
(Druck, Zwang, körperliche
Züchtigung) im zwischen-
menschlichen Bereich;

– zur Bereitschaft, in einem Kon-
flikt den ersten Schritt zur Lö-
sung zu tun;

– zur Gewährung von Vertrauen
und zu vertrauensbildenden
Schritten im Zusammenleben;

– zum Respekt vor der Überzeu-
gung Andersdenkender und
zur Zusammenarbeit mit ih-
nen;

– zur Sensibilität für die Leiden
anderer, die auch in spürbaren
Zeichen und Opfern zum Aus-
druck kommt (›Solidarität‹), so-
wie zur Bereitschaft eigenen
Leidens für andere, z.B. durch

In den kirchlichen Friedenskrei-
sen der DDR hat spätestens seit
der Einführung des Wehrunter-
richts an den Polytechnischen
Oberschulen im Jahr 1978 eine
intensive Auseinandersetzung
mit Fragen der Friedenserzie-
hung stattgefunden. Als Reaktion
auf die staatlich verordnete Wehr-
erziehung an Schulen, die u.a.
auch die Teilnahme an einem
Wehrlager beinhaltete, wurde
zum Beispiel die Forderung nach
Einführung eines Faches »Frie-
denserziehung« erhoben. Davon
versprach man sich eine kritische
Behandlung von Fragen der Si-
cherheits- und Rüstungspolitik,
des Themas »Wehrdienst oder
Wehrersatzdienst?« bzw. den un-
terschiedlichen »Formen der
Konfliktbewältigung«. Argumen-
tativ versuchten Einzelpersonen
und Gruppen, den seitens des
Staates proklamierten außenpoli-
tischen Friedenswillen in Wider-
spruch zu der inneren Militarisie-
rung durch die Wehrerziehung,
deren Teil der Wehrunterricht
war, zu bringen.
Demgegenüber wurde von staatli-
cher Seite und in den der Parteili-
nie verpflichteten wissenschaftli-
chen Arbeiten betont, daß die
Wehrerziehung in der DDR
selbstverständlich der Sicherung
des äußeren Friedens diene,
Friedenserziehung in sozialisti-
schen Staaten unnötig und in ka-
pitalistischen Systemen zum
Scheitern verurteilt sei.
Friedenserziehung galt im Rah-
men der kirchlichen Friedensdis-
kussion prinzipiell als ein wichti-
ges Element des politischen En-
gagements, ja der Arbeit in den
Kirchengemeinden überhaupt..

Dabei ist bemerkenswert, daß
Friedenserziehung inhaltlich sehr
weit definiert worden ist und des-

halb auch über die kritische Aus-
einandersetzung mit dem Wehr-
unterricht hinausging, so wurden
z.B. auch Umweltthemen in die-
sem Kontext aufgegriffen.
Über Friedenserziehung wurde
nicht nur diskutiert, sie fand ihren
Ausdruck auch in konkreten Ak-
tionen, zum Beispiel den Spiel-
zeugumtauschaktionen, den In-
itiativen für einen sozialen Frie-
densdienst oder den grenz-
überschreitenden, persönlichen
»Friedensverträgen«.
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Verzicht;
– zur Selbständigkeit im Den-

ken, Fühlen und Urteilen
(›Mündigkeit‹);

– zum kritischen Hinterfragen
vorgegebener, mit dem An-
spruch der Allgemeingültigkeit
auftretender Überzeugungen,
Werturteile und Ansichten;

– zum sachlichen und argumen-
tativen Aussprechen der eige-
nen Meinung;

– zur Mitverantwortung für öf-
fentliche, kommunale, betrieb-
liche, schulische Angelegen-
heiten (›gesellschaftliche
Strukturen‹);

– zum Wahrnehmen, Nachden-
ken und Sprechen über globa-
le Veränderungen und Proble-
me, auch wenn man als einzel-
ner unmittelbar ›nichts dafür
tun kann‹;

– zur Mitverantwortung für eine
gesunde Umwelt;

– zu einem geschärften Bewußt-
sein für die Dringlichkeit echter
Abrüstungsschritte und zu ei-
nem sachkundigen Interesse
an den aktuellen politischen
Abrüstungsbemühungen;

– zum Kampf für gerechte wirt-
schaftliche Beziehungen im
Verhältnis von reichen zu ar-
men Ländern;

– zur kritischen Auseinanderset-
zung mit ausschließlich militä-
rischen Sicherheitsvorstellun-
gen und -konzepten, die per-
sönliche Entscheidung in der
Frage des Waffendienstes ein-
geschlossen;

– zur Überwindung von irrationa-
len Angst- und Drohvorstellun-
gen, Feindbildern und Haßge-
fühlen;

– zur Bereitschaft, die eigene
Ruhe um des Friedens willen
stören zu lassen – bis hin zum
Annehmen persönlicher Nach-
teile.«

»Rahmenkonzept Friedenserzie-
hung« der Konferenz der Evangeli-
schen Kirchenleitungen vom Septem-
ber 1980. Zit. nach: Wolfgang Büsch-
ner u.a. (Hrsg.): Friedensbewegung
in der DDR. Texte 1978 – 1982. Hat-
tingen 1982, S. 117f.

Kennzeichen der
Friedenserziehung in der BRD
- kaum mit persönlichem Risiko

verbunden;
- Einzelpersonen, Gruppen, ge-

sellschaftliche Einrichtungen;
- Die Kirche spielt keine heraus-

ragende Rolle;
- in Konkurrenz zur Einflußnahme

der Bundeswehr und (in der
Schule) von Wehrkunde-Erlas-
sen;

- gesellschaftlich toleriert, ohne
sie wirklich zu fördern. Bei radi-
kaler Infragestellung des Mili-
tärs als Außenseiter (Idealisten)
abgestempelt;

- während der »Hochzeit« der
Friedensbewegung (1982-
1984) als wichtiger Teil dersel-
ben angesehen. Ansonsten we-
nig an soziale Bewegungen an-
gebunden.

Kennzeichen der Friedenserzie-
hung in der ehemaligen DDR
- mit einem hohen Grad an per-

sönlichem Risiko verbunden;
- wurde i.d.R. von kleinen Basis-

gruppen initiiert und durchge-
führt;

- die Kirche konnte Freiräume für
Friedenserziehung schaffen,
ohne jedoch wirklichen Schutz
vor staatlicher Repression bie-
ten zu können;

- ankämpfen gegen massive
staatliche Einflüsse vormilitäri-
scher Erziehung;

- mit dem Geruch des Verrates
am »Arbeiter- und Bauernstaat«
verbunden und mit staatlichen
Sanktionen belegt;

- seit Mitte der 80er Jahre einge-
bettet in die breite Oppositions-
bewegung. Leistete einen Bei-
trag zu deren Entwicklung.

 M. 96
Friedenserziehung in beiden deutschen
Staaten
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Viele der im »Rahmenkonzept Friedenserziehung« genannten Aufgaben und Ziele haben
auch heute kaum an Bedeutung verloren und können eine erste Orientierung für alle
bieten, die einen Beitrag zur Friedenserziehung leisten wollen.
Versuchen Sie angesichts der aktuellen gesellschaftspolitischen Herausforderungen Auf-
gaben und Ziele für die Friedenserziehung der neunziger Jahre zu formulieren. Verwen-
dung Sie hierzu M.95!

Herausforderung Aufgaben/Ziele der Friedenserziehung

Rechtsextremismus

Feindbilder / Vorurteile

Gewaltbereitschaft

Umweltzerstörung

Soziale Ungleichheit

Armutsgefälle zwischen Ost
und West

Armutsgefälle zwischen Nord
und Süd

Ethno-soziale Konflikte

Militärische Formen der Konflikt-
bearbeitung

Kriege

»Aufgaben für die Friedenserziehung heute«
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Stellungnahmen,
Protestschreiben, Eingaben

 M. 97
Kirchen-Protest
gegen Wehrunterricht

„ An die Gemeinden in den Glie-
derkirchen des Bundes der Evan-
gelischen Kirchen in der Deut-
schen Demokratischen Republik.
Unserer Welt zum Frieden zu hel-
fen, haben Christen und Kirchen
in zunehmendem Maße als ihre
Aufgabe erkannt. Die Versöh-
nung, die Gott gegen alle Feind-
schaft der Menschen gesetzt hat,
ist der Grund unseres Lebens.
Davon Zeugnis zu geben, sind wir
allen Menschen schuldig. Um die-
ses Auftrages willen arbeiten wir
als Gemeinde Jesu Christi mit, wo
Spannungen abgebaut werden,

Vertrauen gefördert und Sicher-
heit zwischen den Völkern ver-
stärkt werden kann.
In unseren Kirchen haben sich
wegen der Einführung des Wehr-
unterrichts in den Schulen viele
besorgte Stimmen zu Wort ge-
meldet. Der Vorstand der Konfe-
renz der  Evangelischen Kirchen-
leitungen hat seinerseits diese
Besorgnis aufgenommen und die
Regierung gebeten, das Fach
Wehrerziehung nicht einzufüh-
ren. Er hat eine ausführliche
mündliche Information über die
Einführung dieses Lehrfaches  in
den 9. und 10. Klassen erhalten.
Die Konferenz bedauert, daß die
kirchlichen Bedenken nicht be-
rücksichtigt wurden, und hat die
Regierung noch einmal um eine
Überprüfung gebeten. Die Konfe-
renz befürchtet, daß durch die
Einführung von obligatorischem
Wehrunterricht die Erziehung
zum Frieden gerade im Bewußt-
sein von Jugendlichen ernsten
Schaden leidet und die Glaubwür-
digkeit der Friedenspolitik der

 M. 98
»Friedens-Parolen«

Der Protest gegen Aufrüstung,
Rüstungspotentiale und vormilitä-
rische Erziehung wurde in den
achtziger Jahren immer wieder in
öffentlichen Stellungnahmen ein-
zelner Personen und Gruppen ar-
tikuliert. Diese Dokumente zeigen
den Diskussionsstand innerhalb
der Friedensbewegung und ma-
chen deutlich, wie weit die Unter-
zeichnerInnen mit ihrem Protest
gehen wollten und konnten.

PEACE

Hauptstadt der DDRHauptstadt der DDRHauptstadt der DDRHauptstadt der DDRHauptstadt der DDR
Stadt des FriedensStadt des FriedensStadt des FriedensStadt des FriedensStadt des Friedens

Frieden schaffen
Ohne Waffen!

Keine Gewalt!
Ehrendienst in der NVAEhrendienst in der NVAEhrendienst in der NVAEhrendienst in der NVAEhrendienst in der NVA

ist Friedensdienst!ist Friedensdienst!ist Friedensdienst!ist Friedensdienst!ist Friedensdienst!

Kein Kriegsspielzeug
in Kinderhände

Gegen NATO-Waffen
Frieden schaffen!
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DDR in Frage gestellt wird.
Angesichts dieser Situation
kommt der Erziehung zum Frie-
den in unseren Gemeinden und
Familien eine besondere Bedeu-
tung zu. Wir haben uns zu bemü-
hen,
– daß wir der Gesinnung des

Friedens und der Versöhnung
Raum schaffen,

– daß von uns Vertrauen und Of-
fenheit spürbar praktiziert wer-
den,

– daß bei der Lösung von Kon-
flikten nicht die Macht das letz-
te Wort behält.

Die Eltern und Mitarbeiter in unse-
ren Gemeinden tragen eine be-
sondere Verantwortung für die
Erziehung zum Frieden. Wie das
geschieht, müssen wir gemein-
sam lernen und dabei einander
helfen. Eine erste Orientierungs-
hilfe wird den Gemeinden gleich-
zeitig zugestellt.
Die Gewissen vieler sind belastet
durch die Entscheidungen, die sie
zu treffen haben. Den Angefoch-
tenen möchten wir sagen, daß wir
sie mit unserer Fürbitte und der
uns möglichen Hilfe begleiten
werden.“
Dieser Brief der Evangelischen Kir-
chenleitungen in der DDR wurde am
14.6. 1978 in den evangelischen Kir-
chen in der DDR verlesen. Zit. nach:
Süddeutsche Zeitung, 27.6.1978.

 M. 99
Der »Berliner Appell«

»1. Es kann in Europa nur noch
einen Krieg geben, den Atom-
krieg. Die in Ost und West ange-
häuften Waffen werden uns nicht
schützen, sondern vernichten.
Wir werden alle längst gestorben
sein, wenn die Soldaten in den
Panzern und Raketenbasen und
die Generäle und Politiker in den
Schutzbunkern, auf deren Schutz
wir vetrauten, noch leben und fort-
fahren zu vernichten, was noch
übrig geblieben ist.

2. Darum: Wenn wir leben wollen,
fort mit den Waffen! Und als er-

die folgenden Fragen zu beraten
und zu entscheiden:
a) Sollten wir nicht auf die Produk-
tion, den Verkauf und die Einfuhr
von sogenanntem Kriegsspiel-
zeug verzichten?
b) Sollten wir nicht anstelle des
Wehrkundeunterrichts an unse-
ren Schulen einen Unterricht über
Fragen des Friedens einführen?
c) Sollten wir nicht anstelle des
jetzigen Wehrersatzdienstes für
Kriegsdienstverweigerer einen
sozialen Friedensdienst zulas-
sen?
d) Sollten wir nicht auf alle De-
monstrationen militärischer
Machtmittel in der Öffentlichkeit
verzichten und unsere staatlichen
Feiern statt dessen dazu benut-
zen, den Friedenswillen des Vol-
kes kundzutun?
e) Sollten wir nicht auf die Übun-
gen zur sogenannten Zivilverteidi-
gung verzichten? Da es im Atom-
krieg keine Möglichkeit einer sinn-
vollen Zivilverteidigung gibt, wird
durch diese Übungen nur der
Atomkrieg verharmlost. Ist es
nicht womöglich eine Art psycho-
logischer Kriegsvorbereitung?

5. Frieden schaffen ohne Waffen -
das bedeutet nicht nur: Sicherheit
zu schaffen für unser eigenes
Überleben. Es bedeutet auch das
Ende der sinnlosen Verschwen-
dung von Arbeitskraft und Reich-
tum unseres Volkes für die Pro-

Bei den Materialien M.97, M.99 und M.100 handelt es sich
um unterschiedliche Stellungnahmen.
– Versuchen Sie die Stellungnahmen aufgrund der dort

vertretenen Forderungen zu charakterisieren. Finden
Sie Begriffe dafür (»radikal«, »vorsichtig« u.ä.)

– Welche Passagen fallen Ihnen auf, die angesichts der
erwartbaren Repressionen durch die staatlichen Orga-
ne besonders vorsichtig und zurückhaltend formuliert
worden sind?

– M.98 zeigt Parolen der unabhängigen Friedensbewe-
gung und Parolen, die auf einer Demonstration der
SED im Oktober 1982 zu sehen waren. Lassen sich die
Slogans zuordnen? Begründen Sie Ihre Meinung!

stes: Fort mit den Atomwaffen.
Ganz Europa muß zur atomwaf-
fenfreien Zone werden. Wir schla-
gen vor: Verhandlungen zwi-
schen den Regierungen der bei-
den deutschen Staaten über die
Entfernung aller Atomwaffen aus
Deutschland.

3. Das geteilte Deutschland ist zur
Aufmarschbasis der beiden gro-
ßen Atommächte geworden. Wir
schlagen vor, diese lebensgefähr-
liche Konfrontation zu beenden.
Die Siegermächte des 2. Welt-
kriegs müssen endlich die Frie-
densverträge mit den beiden
deutschen Staaten schließen, wie
es im Potsdamer Abkommen von
1945 beschlossen worden ist.
Danach sollten die ehemaligen
Alliierten ihre Besatzungstruppen
aus Deutschland abziehen und
Garantien über die Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegen-
heiten der beiden deutschen
Staaten vereinbaren.

4. Wir schlagen vor, in einer At-
mosphäre der Toleranz und der
Anerkennung des Rechts auf freie
Meinungsäußerung die große
Aussprache über die Fragen des
Friedens zu führen, und jede
spontane Bekundung des Frie-
denswillens in der Öffentlichkeit
zu billigen und zu fördern. Wir
wenden uns an die Öfffentlichkeit
und an unsere Regierung, über
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duktion von Kriegswerkzeug und
die Ausrüstung riesiger Armeen
junger Menschen, die dadurch
der produktiven Arbeit entzogen
werden. Sollten wir nicht lieber
den Hungernden in aller Welt hel-
fen, statt fortzufahren, unseren
Tod vorzubereiten?
Selig sind die Sanftmütigen,
Denn sie werden das Erdreich
besitzen.
(Jesus von Nazareth in der Berg-
predigt)
Das Gleichgewicht des Schrek-
kens hat den Atomkrieg bisher
nur dadurch verhindert, daß es
ihn immer wieder auf morgen ver-
tagt hat. Vor diesem herannahen-
den Morgen des Schreckens
fürchten sich viele Völker. Sie su-
chen nach neuen Wegen, dem
Frieden eine bessere Grundlage
zu geben. Auch der ›Berliner Ap-
pell‹ ist ein Ausdruck dieses Su-
chens. Denkt über ihn nach,
macht unseren Politikern Vor-
schläge und diskutiert überall die
Frage: Was führt zum Frieden,
was führt zum Krieg?
Bekräftigt Eure Zustimmung zum
›Berliner Appell‹ durch Eure Un-
terschrift.«
Zit. nach: Frankfurter Rundschau, 9.
Februar 1982.

Der Berliner Appell wurde von
Rainer Eppelmann initiiert, u.a.
von Robert Havemann unter-
zeichnet und am 25. Januar 1982
in Ost-Berlin veröffentlicht.

 M. 100
Aufforderung zum
Dialog trotz
Repression

»An die Stelle des sozialen Bil-
dungsprivilegs wurde in der DDR
ein politisches Bildungsprivileg
gesetzt, das heißt, daß die berufli-
che Perspektive beziehungswei-
se der weitere Bildungsweg sehr
stark vom politischen Wohlverhal-
ten abhängig sind.
Bereits in der Schule wird dies in

Beurteilungen unter dem Syn-
onym ›gesellschaftliche Arbeit‹
bewertet. Dadurch wird ein über
den schulischen Leistungsdruck
hinausgehender Anpassungs-
druck erzeugt. Als ›gesellschaftli-
che Arbeit‹ zählt dabei Mitglied-
schaft und Übernahme von Funk-
tionen in bestimmten Massen-
organisationen. Damit erhalten
diese, besonders die FDJ, die
Rolle einer bildungspolitischen
Machtinstanz. Mitgliedschaft wird
zum ›freiwilligen Zwang‹, wo-
durch jedes Leben einer wirkli-
chen Jugendorganisation unmög-
lich gemacht wird. Dieser Anpas-
sungsdruck setzt sich auf dem
weiteren Bildungsweg verstärkt
fort.
Die Militarisierung des Bildungs-
wesens beginnt schon im  frühen
Kindesalter (Kindergarten). Sie
setzt sich im Wehrkunde-Unter-
richt an den Schulen, durch die
größere Bedeutung  der GST
(Gesellschaft für Sport und Tech-
nik - die Red.) und der vormilitäri-
schen Ausbildung fort.
Demgegenüber fehlt das Einüben
demokratischer Verhaltenswei-
sen fast völlig. Die Defizite in die-
sem Bereich sind erschreckend.
Viele haben Schwierigkeiten, ihre
Bedürfnisse und Forderungen zu
formulieren bzw. teilweise über-
haupt zu erkennen. Die Rechte
des einzelnen und deren Einklag-
barkeit spielen im Erziehungspro-
zeß kaum eine Rolle.
Von Parteitag zu Parteitag wächst
mit dem Engagement der Druck
von staatlicher Seite gegen die
Engagierten. Ihnen wird immer
wieder unterstellt, daß sie auf un-
gelöste Probleme hinweisen, um
die DDR zu schwächen und zu
diskreditieren. Dies führt dazu,
daß das offene Gespräch von den
Vertretern staatlicher Institutio-
nen vermieden wird, gegen die
Engagierten aber Repressalien
ausgeübt werden. Leider treffen
diese oft ›unbescholtene‹ Bürger
und Familienangehörige, die
durch diese ›Erziehungsmaßnah-
men‹ verängstigt werden und je-
den Mut zu eigenem Denken und

Handeln verlieren.
Uns ist bekannt,
– daß seit dem 1. 1. 85   60

Personen aus unserem Freun-
des-, Bekannten- und Famili-
enkreis im Alter von 14 bis 80
Jahren die Ausreise zu Be-
suchs- und Urlaubszwecken in
sozialistische Länder verwei-
gert wurde,

– daß 105 Bürgern ... aus dem
westlichen Ausland die Einrei-
se in die DDR verweigert wur-
de, um zwischenmenschliche
Kontakte zu verhindern,

– daß seit dem 15. 11. 85  25
DDR-Bürger ohne gerichtli-
chen Beschluß in ihrer Freizü-
gigkeit innerhalb des Landes
behindert wurden,

– daß durch polizeiliche Maß-
nahmen kirchliche Veranstal-
tungen behindert oder gestört
wurden,

– daß zwölf Frauen 1985 die
Teilnahme an der staatlichen
Gedenkfeier in Ravensbrück
verboten wurde,

– daß sehr viele Menschen in ih-
ren persönlichen Rechten ...
stark eingeschränkt und diskri-
miniert sind,

– daß aufgrund ihres gesell-
schaftlichen Engagements ge-
gen viele Menschen Ermitt-
lungsverfahren eröffnet wur-
den und zum Teil Ver-
haftungen erfolgten,

– daß persönliches Engagement
berufliche und gesellschaftli-
che Konsequenzen mit sich
bringt ...

Wenn die SED dem Anspruch „Al-
les zum Wohle des Volkes“ ge-
recht werden will, dürfen diejeni-
gen, die die Probleme benennen,
nicht kriminalisiert werden. Wir er-
warten deshalb, daß in unserem
Land ein konstruktiver Dialog be-
ginnt.«
Auszüge aus der Eingabe von 21
DDR-BürgerInnen an Generalsekre-
tär Erich Honecker. Zit. nach: Der
Spiegel, Heft 20/1986.
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 M. 101
Der Anstecker
»In der Zeit mit 16, 17 kam ich
auch zur Jungen Gemeinde, vor
allem mit der Friedensdekade
kam ich in Berührung. So habe ich
das Gedankengut, das für mich
erstmal neu war, kennengelernt
und kam dann zu dem Entschluß,
also irgendwo wie uns – wie wir
augenblicklich geprägt werden
mit dem Feindbild, das geht so
nicht, haut so nicht hin, und bin
dann mit dem Anstecker ›Frieden
schaffen ohne Waffen‹ – das war
eigentlich – täglich hatte ich den
dran, das war mir ein wichtiger
Gedanke, und habe den auch im
Betrieb getragen. Im Betrieb, wo
also auch diese Anforderungen
waren, das geht irgendwo nicht.

Meine Kolleginnen wußten das
ganz normal, daß ich in einer
kirchlichen Gruppe war. Ich bin
mit dem Anstecker wochenlang in
den Betrieb gegangen, habe mei-
ne Öljacke da in die Garderobe
gehängt und bin auch so wieder
raus,habe also nichts versteckt,
was für andere sicher normaler
gewesen wäre, das zu verstek-
ken. Ich wurde dann eines Tages
zum Gespräch eingeladen, mit ei-
nem Menschen, mit dem ich vor-
her nichts zu tun hatte, der also
offensichtlich im Bereich Sicher-
heit eine entscheidende Funktion
spielte. Ich weiß nicht mehr ge-
nau, wie sich seine Funktion heu-
te oder damals nannte. Und der
sprach mich daraufhin an, auch
nicht etwa: ›ich habe den Anstek-
ker gesehen‹ oder ›ihre Kollegen
haben den Anstecker gesehen‹,
sondern ›Ich habe diese Informa-
tion, daß Sie diesen Anstecker
tragen‹, alles schön anonym ge-
halten. Ich kam dann zu dem
Schluß, das muß jemand aus
dem Haus meiner Eltern gewesen
sein, der das gesagt hat, bin mir

Bekenntnisse: Anstecker
und Friedensverträge

Einige der in der DDR-Friedens-
arbeit praktizierten Aktionen ziel-
ten darauf ab, die Menschen zu
einem öffentlich sichtbaren Be-
kenntnis zu motivieren. Dabei
wurde das Eingreifen der Staats-
organe und die daraus resultie-
renden Repressionen bewußt in
Kauf genommen.
Besonders bekannt wurde die Ak-
tion »Schwerter zu Pflugscha-
ren«. Eine beträchtliche Anzahl
von Menschen, vor allem Schüle-
rInnen, die das Symbol der Aktion
als Anstecker trugen, wurden ver-
haftet, andere sahen sich mit boh-
renden Fragen ihrer Vorgesetzten
konfrontiert.
Die Idee, eine Initiative »Abrü-
stung von unten« zu gründen,
wurde während eines Friedens-
seminars in der Nähe von Ro-
stock im Mai 1983 diskutiert. Bür-
gerInnen der Staaten der War-
schauer Vertragsorganisation
sollten mit BürgerInnen der
NATO-Staaten einen persönli-
chen Friedensvertrag abschlies-
sen. Den InitiatorInnen ging es
um »die persönliche Verbindlich-
keit, die Ablehnung der Militarisie-
rung der Beziehungen zwischen
den Gesellschaften in Ost und
West und die Bereitschaft, ein
persönliches Risiko einzugehen,
das jeder vorher genau zu über-
denken hatte«. Das Wichtige an
der Idee war, so Markus Meckel,
»die Möglichkeit, auch als Einzel-
person ganz praktisch etwas zu
tun«.

 M. 102
Schwerter zu Pflugscharen
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bis heute auch noch nicht schlüs-
sig, wer das war, ich finde das
alles auch gar nicht so entschei-
dend. Und es ging darum, ich
möchte diesen Anstecker doch
bitte im Betrieb ablegen. Auf der
Straße könnte ich dieses Ding tra-
gen, aber im Betrieb nicht. Es ging
dann so weit, daß man natürlich
mit einer Siebzehnjährigen so
was nicht klären kann, daß dann
die Mutter vorgeladen wurde,
meine Mutter ist Genossin, hatte
da also auch, was weiß ich, innere
Ängste und Zweifel, sag ich mal,
wie weit die Tochter denn gehen
darf und ihre Berufsausbildung
aufs Spiel stellen darf. Es war ein
ziemlich lächerliches Gespräch,
was da lief, also, wo sie mir das
Feindbild nochmal plausibel ma-
chen wollten, nach dem Motto
›das mußt du doch verstehen,
und unter den Umständen muß
man nun mal den Feind bekämp-
fen, auch mit Waffen, wir halten
Waffen ja auch nicht für gut, aber
das muß so sein‹. Ich habe ge-
sagt, nee, es geht generell um
Waffen und das Richten der Waf-
fe auf einen Menschen und das
geht nicht, das ist für mich ein
Punkt, wo es zu weit geht, beim
Töten.
Das waren dann so lächerliche
Beispiele, wo ich mich dran erin-
nere, das war von meinem Bruder
so ein schönes Beispiel, in dieses
In-die-Irre-geführt-werden, was
ich dann auch erzählt habe, naja
im Pol-Pot-Regime, da werden
auch Menschen getötet, wo sie
mir erst vom Kapitalismus so Bei-
spiele gezeigt hatten,was da alles
Schlimmes läuft, und ich sage das
ist da genauso, unter den Ban-
nern der roten Fahne gibt es ge-
nauso viele Entwicklungen. Naja,
es war - wir waren alle mal
sprachlos, ich habe da auch ge-
weint, und ich bin dann da raus
gegangen - habe meinen Anstek-
ker weiter getragen, hat mich
auch keiner mehr daraufhin ange-
sprochen. Also bis auf Kollegen,
die dann erst daraufhin aufmerk-
sam wurden, wieso mußtest du
denn mit denen sprechen und wie

bist du denn an die Stelle gekom-
men. Ich konnte die Berufsausbil-
dung auch normal zu Ende ma-
chen, ich habe zu meinem Erstau-
nen sogar eine Delegation
bekommen für diese Arbeiter- und
Bauernfakultät, das war eigentlich
schon ein Stück ungewöhnlich. Im
Normalfall war, daß an der Stelle,
denk ich, ein Knick kommt nach
dem Motto: Halt, wenn das so
weitergeht, kann die Ausbildung
nicht so weiterlaufen.«
Sibylle S., geb. 1963, Facharbeiterin
für Datenverarbeitung.

 M. 103
Der Abschluß persön-
licher Friedensver-
träge

»Die Menschheit ist in Gefahr.
Das Wettrüsten zwischen beiden
Machtblöcken zerstört schon jetzt
die  Lebensbedingungen der Völ-
ker und macht die globale Kata-
strophe immer wahrscheinlicher.
Abrüstung ist heute mehr denn je
geboten.
Die Logik der Abschreckung führt
zur tödlichen Verschwendung der
Ressourcen und tendiert immer
zum Einsatz der aufgehäuften
Waffen. Mit Atomwaffen aber
kann nichts verteidigt werden, da
sie zerstören, was sie schützen
sollen. Sicherheit ist heute nur
noch mit dem Gegner gemeinsam
zu erreichen. Deshalb müssen
auf allen Ebenen Schritte gegan-
gen werden, die Vertrauen zum
Ausdruck bringen und schaffen.
Die Abrüstungsverhandlungen
auf internationaler Ebene stagnie-
ren oder kommen nur sehr lang-
sam voran. Da es für uns alle um
Leben oder Tod geht, dürfen wir
diese Fragen nicht allein den Poli-
tikern überlassen. Wir suchen
nach Wegen, die jeder Betroffene
schon heute gehen kann, um Zu-
kunft zu ermöglichen. Wir glau-
ben, daß jedes Engagement,
etwa gegen Ungerechtigkeit, für
die Menschen auf der südlichen
Erdhalbkugel oder für unsere be-

drohte natürliche Umwelt auch
ein Stück auf dem Weg für den
Frieden ist.
Ausgehend von der Situation in
Europa schlagen wir als einen
Weg vor: ›Abrüstung von unten‹,
Abschluß eines persönlichen
Friedensvertrags.
1. Je ein Bürger aus den Ländern
des Warschauer Vertrages und
der NATO schließen miteinander
einen persönlichen Friedensver-
trag ab. Sie bringen in diesem
zum Ausdruck, daß sie mit dem
jeweils anderen und dem Staat, in
dem er lebt, in Frieden leben wol-
len. Die Vertragschließenden ver-
pflichten sich, alles in ihren Kräf-
ten Stehende zu tun, um zwi-
schen den Militärblöcken und
Gesellschaftssystemen einen
Frieden zu schaffen, der auf Ge-
rechtigkeit und Freiheit beruht.
2. Die Vertragschließenden erklä-
ren, daß sie bei der Anwendung
militärischer Gewalt gegenüber
dem Staat, in dem der Partner
lebt, sich nicht beteiligen werden.
Wenn sie der Wehrpflicht unter-
stehen, sehen sie in der Verwei-
gerung jeden Waffendienstes den
konsequentesten Schritt. Sie leh-
nen die Beteiligung an Wehrerzie-
hung, an paramilitärischen Ein-
heiten und an einer den atomaren
Krieg verharmlosenden Zivilver-
teidigung ab. Sofern sie aus
Furcht vor persönlichen Folgen
sich doch daran beteiligen sollten,
und so selbst hinter dem zurück-
bleiben, was sie für richtig halten,
so bekennen sie dies als Verstrik-
kung in Schuldzusammenhänge,
die zu überwinden sind. Sie ver-
pflichten sich dann, im militäri-
schen Bereich, bei den Kamera-
den und Vorgesetzten, die Kon-
sequenzen des Abschrek-
kungsprinzips zu verdeutlichen,
sich für den Gedanken der ge-
meinsamen Sicherheit und den
Abbau von Angst und Feindbil-
dern einzusetzen.
3. Die Partner suchen sich durch
persönlichen Kontakt möglichst
gut kennen und verstehen zu ler-
nen. Ein differenzierteres Ken-
nenlernen der ›anderen Seite‹ ist
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Voraussetzung für den Abbau
von Angst und Feindbildern und
für ein gezieltes Eintreten für den
Frieden. ›Abrüstung von unten‹
nimmt zeichenhaft vorweg, was
bei internationalen Abrüstungs-
verhandlungen politisch notwen-
dig ist. Sie geht davon aus, daß
die Sicherheit der Staaten nicht in
der militärischen Stärke liegt, son-
dern in dem Vertrauen zwischen
den Völkern, das auf gegenseiti-
ger Achtung beruht.
4. Wer einen solchen persönli-
chen Friedensvertrag abschlies-
sen möchte, sollte die persönli-
chen Konsequenzen für sich ge-
nau überdenken. (...)«
Mitglieder aus Friedenskreisen in der
Mecklenburgischen Landeskirche
und der Kirchenprovinz Sachsen, Au-
gust 1983.
Zit. nach: Markus Meckel / Martin
Gutzeit: Opposition in der DDR. Zehn
Jahre kirchliche Friedensarbeit. Köln
1994, S. 88 ff.

 M. 104
Kritik an den
»Friedensverträgen«
»Mitglieder der Christlichen Frie-
denskonferenz (CFK) und Funk-
tionäre des Staates haben die In-
itiative scharf kritisiert. Sie lehnten
den persönlichen und damit ei-
genverantwortlichen Aspekt der
Aktion mit dem Hinweis ab, daß
allein die Unterstützung staatli-
cher Politik wahre Friedensarbeit
sei.
Kritik am individualistischen Cha-
rakter der Persönlichen Friedens-
verträge haben auch Mitglieder
der unabhängigen Friedensbe-
wegung geübt, allerdings mit ent-
gegengesezter Intention. Sie
meinten, daß der Austausch sol-
cher Verträge oder Versprechen
im rein Privaten untergeht, ohne
gesellschaftliche Wirkung zu er-
zielen.«
Andreas Schaller: Die Persönlichen
Friedensverträge. Hier zit. nach: Mar-
kus Meckel / Martin Gutzeit: Oppositi-
on in der DDR. Zehn Jahre kirchliche
Friedensarbeit. Köln 1994, S. 86.
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In den den Materialien M.93 bis M.96 werden Symbole und Aktionen vorgestellt, mit
welchen die persönliche Bereitschaft zum Engagement für den Frieden ausgedrückt
werden soll.
Versuchen Sie, diese Symbole und Aktionen zu »aktualisieren« bzw. in die heutige
gesellschaftliche und internationale Situation zu übertragen:
– Welches Symbol für Abrüstung und Friedenswillen würden Sie bevorzugen, um

Ihre Meinung kundzutun und andere Menschen überzeugen zu können? Versu-
chen Sie, Ihre Idee zu visualisieren!

– Heute versuchen Friedensgruppen, von Deutschland aus grenzüberschreitende
Friedensarbeit zu leisten, z.B. durch die Unterstützung von Friedens- und Opposi-
tionsgruppen im ehemaligen Jugoslawien oder in den Nachfolgestaaten der
UdSSR. Welche Form von persönlichen Friedensverträgen wären heute sinnvoll?
Wie müßte so ein Vertrag formuliert werden? Welche Inhalte müßten jeweils im
Vordergrund stehen?

Bitte ausfüllen:

Friedensvertrag zwischen den Menschen in Deutschland und in Russland

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

Friedensvertrag zwischen den Menschen in Deutschland und .....

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

»Persönliche Friedensverträge«
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Wehrdienstverweigerung
und Bausoldaten

In der DDR war die Kriegsdienst-
verweigerung bis 1990 gesetzlich
nicht geregelt und wurde
straftrechtlich geahndet. Seit
1964 wurde – vor allem auf den
Druck der Kirchen hin – die Mög-
lichkeit eingeräumt, einen waffen-
losen Wehrdienst innerhalb der
NVA abzuleisten. Dieser Dienst
bei den »Bausoldaten« dauerte
wie der Wehrdienst 18 Monate,
der Adressatenkreis wurde in der
einschlägigen Anordnung des
Nationalen Verteidigungsrates
der DDR vom 7.9.1964 geregelt:
»Zum Dienst in den Baueinheiten
werden solche Wehrpflichtigen
herangezogen, die aus religiösen
Anschauungen oder aus ähnli-
chen Gründen den Wehrdienst
mit der Waffe ablehnen«. Die
Bausoldaten mußten die Uniform
der Landstreitkräfte der NVA tra-
gen und sie wurden durch ein
Gelöbnis auf Staat und Partei ver-
pflichtet. Bausoldaten hatten mit
Ausnahme der Schießausbildung
alle anderen Ausbildungsaufga-
ben der NVA zu absolvieren. Ihr
Dienst wurde von staatlicher Sei-
te als Strafdienst interpretiert;
kirchliche Stellen kritisierten v.a.
die Nähe zur militärischen Ausbil-
dung und die Verpflichtung durch
ein Gelöbnis.
Junge Männer, die auch den waf-
fenlosen Wehrdienst der Bausol-
daten verweigerten, mußten als
»Totalverweigerer« mit Gefäng-
nisstrafen zwischen 20 und 22
Monaten rechnen. Nach Verbüs-
sung dieser Freiheitsstrafe konn-
te der Verweigerer erneut einbe-
rufen werden, wobei ein solcher
Fall seit 1985 nicht mehr bekannt
geworden ist. In kirchlichen Krei-
sen wurden vor allem vor den
jährlichen Einberufungsterminen
Seminare zur Entscheidungsfin-
dung angeboten. Seit 1986 stieg

die Zahl der Totalverweigerer be-
trächtlich an und die staatlichen
Behörden verzichteten auf eine
strafrechtliche Verfolgung.  Öf-
fentliche Forderungen nach ei-
nem zivilen Ersatzdienst wurden
allerdings rigoros zurückgewie-
sen, deren VertreterInnen muß-
ten mit (strafrechtlichen) Sanktio-
nen rechnen. So wurden Schüle-
rInnen, die mit der Initiative
»Sozialer Friedensdienst« öffent-
lich Sympathie zeigten, der Schu-
le verwiesen.
In den meisten Friedensgruppen
der DDR arbeiteten Totalverwei-
gerer und (ehemalige) Bausolda-
ten mit; eine Reihe von diesen
Gruppen wurden von Verweige-
rern gegründet. Schätzungen zu-
folge verweigerten zwischen
1964 und 1989 rund 85.000
Wehrpflichtige den Waffendienst
in der NVA bzw. den Wehrdienst
überhaupt (Uwe Koch / Stephan
Eschler: Zähne hoch. Kopf zu-
sammenbeißen. Dokumente zur
Wehrdienstverweigerung in der
DDR 1962-1990. Kückenshagen
1994).

Am 1. März 1990 trat in der DDR
ein liberales KDV-Recht in Kraft:
Freie Wahlentscheidung ohne
Prüfungsverfahren; gleiche Dau-
er von Wehr- und Zivildienst; kei-
ne Kriminalisierung von Totalver-
weigerern; Beibehaltung aller
Grundrechte. Mit der Vereinigung
der beiden deutschen Staaten
wurde diese Regelung aufgeho-
ben.

 M. 105
Gelöbnis der
Bausoldaten
»Ich gelobe:
Der Deutschen Demokratischen
Republik, meinem Vaterland, all-
zeit treu zu dienen und meine
Kraft für die Erhöhung ihrer Ver-
teidigungsbereitschaft einzuset-
zen.
Ich gelobe:
Als Angehöriger der Baueinheiten
durch gute Arbeitsleistungen aktiv
dazu beizutragen, daß die Natio-
nale Volksarmee an der Seite der
Sowjetarmee und der Armeen der
mit uns verbündeten sozialisti-
schen Länder den sozialistischen
Staat gegen alle Feinde verteidi-
gen und den Sieg erringen kann.
Ich gelobe:
Ehrlich, tapfer, diszipliniert und
wachsam zu sein, den Vorgesetz-
ten unbedingten Gehorsam zu lei-
sten, ihre Befehle mit aller Ent-
schlossenheit zu erfüllen und die
militärischen und staatlichen Ge-
heimnisse immer streng zu wah-
ren.
Ich gelobe:
Gewissenhaft die zur Erfüllung
meiner Aufgaben erforderlichen
Kenntnisse zu erwerben, die ge-
setzlichen und militärischen Be-
stimmungen zu erfüllen und über-
all die Ehre unserer Republik und
meiner Einheit zu wahren.«
Gesetzblatt der Deutschen Demokra-
tischen Republik, 16.9.1964.

 M. 106
Erfahrungen mit der
»Asche«
»Ich habe das, was man ›Asche‹
nennt, hinter mir. Dennoch ist sie
nicht vorbei. Diese Zeit der Armee
war für mich keine Asche. Zuviel
ist geblieben, als daß ich sagen
könnte: ›Wie Asche – in alle Win-
de verweht.‹ Wenn ich zurück-
schaue, fällt mir auf, daß ich oft
versuche, den Bausoldatendienst
wie eine freiwillige Entscheidung
zu begründen. Dabei hatte ich ja
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nur ein Detail dieses Dienstes
durch meine Entscheidung verän-
dert: den Waffengebrauch. Und
gerade mit diesem Detail wurde
ich nie wieder konfrontiert. Das
Militärische blieb unverändert be-
stehen. Das zeigt auch die
Schwierigkeit, in der ich oft stand.
Ich denke, daß man sich mit gar
keiner Entscheidung der Unge-
rechtigkeit der militärischen Ver-
einnahmung entziehen kann –
deshalb war der Weg des Bausol-
daten mit all den Ecken und Kan-
ten ein gangbarer Weg.«
N.N., ehemaliger Bausoldat. Zit nach:
Mitarbeiterhilfe des AK Wehrdienst-
fragen beim Stadtjugendamt Jena:
Du sollst nicht töten. Aber wie dann
leben? Erfahrungen und Überlegun-
gen junger Christen zur Situation des
Bausoldaten. Jena, o.J.

 M. 107
Suche nach einer
Alternative

»Ein wesentlich wichtigerer Punkt
ist die Suche nach Wegen und
Möglichkeiten einer echten Alter-
native zum Wehrdienst. Diese
Suche ist dringend. In der heuti-
gen Situation ist das Gewehr in
der Hand des Einzelnen unwich-
tig geworden. Junge Leute, die
Wehrdienst leisten, machen sich
mitschuldig am drohenden
nuklearen Weltuntergang! Zu die-
sem Dienst brauchen wir drin-
gend eine Alternative. Auch zum
Bausoldatendienst wird eine Al-
ternative gebraucht.
Wir erwähnten bereits unsere
Hoffnungen an das Konzil des
Friedens. Ein Wort an alle Chri-
sten der Welt von einem solchen
Konzil kann in der heutigen Zeit
nur so aussehen und damit noch
über die Aussagen der Vollver-
sammlung des ÖRK und der All-
christlichen Friedenskonferenz
hinausgehen, daß nicht nur die
Herstellung, Stationierung und
Anwendung von Atomwaffen ge-
gen Gottes Gebot ist, sondern
daß jegliche Mitarbeit an einer
Kriegsermöglichung nicht im Sin-

ne des Evangeliums ist.
Damit wäre in der Situation der
DDR  für Wehrpflichtige die per-
sönliche Wehrdienstverweige-
rung das deutlichste Zeichen ge-
gen den Krieg. Aus verschiede-
nen Gründen ist aber dieser Weg
für fast keinen gangbar, denn
Wehrdienstverweigerer werden in
der Gesellschaft kriminalisiert.
Waffendienst- und Wehrdienst-
verweigerer wollen aber nicht im-
mer aussteigen und sich abgren-
zen, sondern mit ihren Möglich-
keiten und Fähigkeiten etwas für
die Gesellschaft tun und Verant-
wortung übernehmen.
Deshalb müssen wir die anderen
Friedensbemühungen und Frie-
denszeichen von staatlicher Seite
(Moratoriumsvorschläge, Che-
miewaffenfreie Zone) und von
kirchlicher Seite (Friedensgebete,
persönliche Friedensverträge) als
wichtige und notwendige Engage-
ments auf dem langen Weg zum
Frieden sehen.
Wir bitten unsere Kirchenleitun-
gen um ein Wort an die Gemein-
den, in dem Eindeutiges über den
Wehrdienst in der heutigen Zeit
gesagt wird, ohne dabei Anders-
denkende zu diskriminieren.
Wir wünschen uns von den Kir-
chenleitungen, daß sie ihren Be-
mühungen neue Impulse geben,
um die Verhandlungen mit dem
Staat über die Schaffung eines
zivilen Wehrersatzdienstes vor-
anzutreiben.
Dieser Brief kann nur unsere Mei-
nung zum Ausdruck bringen. Bei
allen Wünschen, Bitten und For-
derungen sehen wir aber auch die
begrenzten Möglichkeiten, die die
Kirche in der derzeitigen Situation
hat.«
Auszüge aus einem Schreiben von
acht ehemaligen Bausoldaten an die
Geschäftsstellen der Landessynoden
Thüringen und Sachsen, 23.8.1985.
Zit. nach: Mitarbeiterhilfe des AK
Wehrdienstfragen beim Stadtjugen-
damt Jena: Du sollst nicht töten. Aber
wie dann leben? Erfahrungen und
Überlegungen junger Christen zur Si-
tuation des Bausoldaten. Jena, o.J.

 M. 108
Frauenprotest gegen
Wehrdienstgesetz
Geehrter Herr Staatsratsvorsit-
zender!
»In diesem Brief möchten wir Ih-
nen einige Gedanken vorlegen,
die uns seit der Verabschiedung
des neuen Wehrdienstgesetzes
vom 25. 3. 1982 in bezug auf die
Wehrpflicht von Frauen bewegen.
Wir sind Frauen mit und ohne Kin-
der, katholisch, evangelisch oder
nicht kirchlich gebunden, einige
von uns haben einen Krieg erlebt,
anderen ist diese böse Erfahrung
erspart geblieben, aber eines ver-
bindet uns, daß wir nicht gleich-
gültig sind und nicht unsere
schweigende Zustimmung zu ei-
nem Gesetz geben wollen, das
den Frauen ganz neue Pflichten
auferlegt, die nicht mit unserem
Selbstverständnis zu vereinbaren
sind.
– Wir Frauen wollen den Kreis

der Gewalt durchbrechen und
allen Formen der Gewalt als
Mittel zur Konfliktlösung unse-
re Zustimmung entziehen.

– Wir Frauen sehen den Armee-
dienst für Frauen nicht als Aus-
druck ihrer Gleichberechti-
gung, sondern als einen Wi-
dersinn zu ihrem Frau-Sein.
Wir sehen unsere Gleichbe-
rechtigung dem Mann gegen-
über nicht darin, daß wir neben
den  Männern stehen, die Waf-
fen in der Hand haben, son-
dern neben denen, die wie wir
erkannt haben, daß die Ab-
straktionen ›Feind‹ und ›Geg-
ner‹ eigentlich Menschenver-
nichtung bedeuten, die wir ab-
lehnen.

– Wir Frauen verstehen die Be-
reitschaft zum Wehrdienst als
eine Drohgebärde, die dem
Streben nach moralischer und
militärischer Abrüstung entge-
gensteht und die Stimme der
menschlichen Vernunft im mili-
tärischen Gehorsam unterge-
hen läßt.

– Wir Frauen fühlen uns dazu
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berufen, das Leben zu schüt-
zen, die alten, kranken und
schwachen Menschen zu un-
terstützen. Gegen den Krieg
und für den Frieden tätig zu
sein, kann nur im sozialen und
erzieherischen Bereich ge-
schehen, wenn wir nicht vor
der künftigen Generation ver-
sagen wollen.

– Wir Frauen wehren uns dage-
gen, daß wir eines Tages in
den Reihen der NVA stehen
und ein Land verteidigen sol-
len, das unbewohnbar sein
wird, selbst nach einem kon-
ventionellen Krieg, der in Euro-
pa wahrscheinlich in einer
nuklearen Katastrophe enden
würde.

– Wir Frauen glauben, daß die
Menschheit heute an einem
Abgrund steht und daß die An-
häufung von weiteren Waffen
nur zu einer wahnsinnigen Ka-
tastrophe führt. Dieser
schreckliche Untergang kann
vielleicht verhindert werden,
wenn alle Fragen, die sich aus
dieser Tatsache ergeben, öf-
fentlich diskutiert werden. Laut
Art. 65, Abs. 3 der Verfassung
der DDR sind Entwürfe grund-
legender Gesetze vor ihrer
Verabschiedung der Bevölke-
rung zur Erörterung zu unter-
breiten, um die Ergebnisse der
Volksdiskussion bei der end-
gültigen  Fassung auszuwer-
ten. Unserer Meinung nach
handelt es sich um ein grundle-
gendes Gesetz auf Grund sei-
ner Thematik und nicht zuletzt
deshalb, weil die Hälfte der Be-
völkerung der DDR unmittelbar
betroffen ist.

– Wir Frauen erklären uns nicht
dazu bereit, in die allgemeine
Wehrpflicht einbezogen zu
werden und fordern eine ge-
setzlich verankerte Möglichkeit
der Verweigerung. Das Recht
der Verweigerung ist notwen-
dig, weil sich durch Erlaß die-
ses Gesetzes, das den Frauen
die Pflicht zu einem allgemei-
nen Wehrdienst auferlegt, eine
Einschränkung unserer Ge-

wissensfreiheit ergibt.
Da zu diesem Gesetz keine öf-
fentlichen Diskussionen möglich
waren, haben einige von uns die-
se auf dem Weg der Eingabe er-
beten, andere hoff(t?)en, sich an
den daraus ergebenden Gesprä-
chen beteiligen zu können. Leider
sind diese Erwartungen ent-
täuscht worden, denn es fand sich
niemand bereit, ein Gespräch
über die uns so dringend beschäf-
tigenden Fragen zu beginnen.«
Zit. nach: Der Spiegel, Heft 49 / 1982,
S. 117.
Der Brief wurde nach Angaben des
Nachrichtenmagazins Spiegel im
Sommer 1982 von mehreren hundert
Frauen unterschrieben, zwei Unter-
zeichnerInnen wurden damals vor-
übergehend festgenommen.
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 M. 109
Dienen oder
Verweigern?

Mögliche Motivationen, länger
als 18 Monate zu dienen

– Unterstützung der soz. Armee
ist Dienst am Frieden

– Unser Staat muß verteidigt
werden

– Ich will mehr tun als nur meine
Pflicht

– Ich habe Verantwortung für an-
dere.  Ich will und muß sie be-
schützen.

– Ich würde mich notfalls für
mein Vaterland opfern

– Ich vertraue unserer Führung
und ihren Befehlen

– Das Risiko für einen Angreifer
muß unkalkulierbar hoch sein

– Wir können uns militärische
Schwäche nicht leisten

– Unter den jetzigen Bedingun-
gen ist eine radikale Ausle-
gung der Bergpredigt nicht
tragbar. Wir müssen verant-
wortlich den Sachzwängen fol-
gen

– Ich will als Christ meine Über-
zeugung unter Andersdenken-
den leben,

– ich habe dort ein größeres Wir-
kungsfeld. „Nicht die Gesun-
den bedürfen des Arztes, son-
dern die Kranken..“

– Ich habe ein gefühlsmäßig po-
sitives Verhältnis zur Korrekt-
heit und Exaktheit

– Ich bin ein geachteter Mann im
Staat

– Mir stehen nach meiner    Ar-
meezeit alle Wege offen

– Studienwünsche werden mir
nicht erschwert

– Mir und meiner Familie geht es
besser

Mögliche Motivationen, 18
Monate Grundwehrdienst zu
leisten

– Unterstützung der soz. Armee
ist Dienst am Frieden

– Unser Staat muß verteidigt
werden

– Ich will meine Pflicht tun
– Ich habe Verantwortung für an-

dere, ich will und muß sie be-
schützen

– Ich bin mir über die Mechanis-
men beim Militär im Klaren,
nehme sie hin, kann sie unter
Umständen eine begrenzte
Zeit akzeptieren

– Ich sehe die Notwendigkeit des
Befehlsmechanismus minde-
stens teilweise ein

– Ich habe Vorbehalte gegen die
Armeehierarchie, will in die-
sem System kein Befehlsge-
ber sein, bin letztes Glied in der
Reihe

– Das Risiko für einen Angreifer
muß unkalkulierbar hoch sein

– Wir können uns militärische
Schwäche nicht leisten (An-
greiferrisiko, Verhandlungspo-
sition)

– Unter den jetzigen Bedingun-
gen ist eine radikale Ausle-
gung der Bergpredigt nicht
tragbar. Wir müssen verant-
wortlich den Sachzwängen fol-
gen

– Ich will als Christ meine Über-
zeugung unter Andersdenken-
den leben. Ich habe dort ein
großes Wirkungsfeld. ›Nicht
die Gesunden bedürfen...‹

– Die beschränkten Möglichkei-
ten zum persönlichen Weiter-
kommen genügen mir

– Der Weg des geringeren Wi-
derstandes (im Vergleich zum
BS)

Mögliche Motivationen, 18
Monate ohne Waffen als
Bausoldat zu dienen

– Der Dienst in einer Armee
dient nicht dem Frieden

– Ich will mich auf gesetzlicher
Grundlage dem Waffendienst
und dem Armeedienst so weit
wie möglich entziehen

»Dienen oder verweigern«?
Eine weiterhin notwendige
Auseinandersetzung
»Dienen oder Verweigern?« –
Vor diese Frage sind auch heute
noch viele junger Männer gestellt.
Seminarunterlagen aus kirchli-
chen Friedenskreisen der DDR
verdeutlichen, wie intensiv die
Auseinandersetzungen mit dieser
Frage geführt wurden. Wer heute
vor dieser Entscheidung steht,
sieht sich mit anderen Rahmen-
bedingungen und Fragestellun-
gen konfrontiert als die jungen
Bürger der DDR. Und doch bleibt
eine entscheidende »Gewissens-
frage« gleich: Bin ich bereit, im
Falle eines Einsatzes von der
Waffe Gebrauch zu machen? Bin
ich bereit, zu töten?
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»Wehrdienst oder Kriegsdienstverweigerung?«

Ich will Grundwehrdienst
leisten, weil

Ich will mich verpflichten,
weil

Ich will zum Zivildienst,
weil

Ich will totalverweigern,
weil

Welche Motive, die in den Materialien M.109 und M.110 genannt werden, haben Ihrer Meinung
nach heute noch Gültigkeit? Welche würden Sie für Ihre persönliche Entscheidung überneh-
men? Stellen Sie eine Liste ihrer Motive zusammen!
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– Angesichts der Situation in Eu-
ropa ist die Waffe in der Hand
des Einzelnen bedeutungslos
geworden. Ein Schutz vor
Atomraketen ist nicht möglich,
es hilft nur deren Nichtanwen-
dung und Abrüstung

– Ich bringe es nicht fertig, auf
Menschen zu schießen

– Militärische Gepflogenheiten
und Befehlsverhältnisse sind
inhuman und persönlichkeits-
zerstörend

– Der absolute Befehlsgehor-
sam ist schädlich und verant-
wortungslos

– Ich habe Vorbehalte gegen die
Armeehierarchie, will kein Be-
fehlsgeber in diesem System
sein, ich bin lieber letztes Glied
in der Reihe

– Ich bin mir darüber im klaren,
daß ich Machtmechanismen
beim Militär eine begrenzte
Zeit hinnehmen muß

– Die militärische Abschreckung
treibt Rüstung voran und führt
zum Krieg

– Für diesen Staat nehme ich
keine Waffe in die Hand

– Das Risiko einseitiger Schritte
muß getragen werden, Wettrü-
sten ist ein viel zu hohes Risiko

– Die 10 Gebote und die Berg-
predigt sind verbindliche An-
weisungen und weisen den
Weg auch aus politischer Aus-
weglosigkeit

– Nur eine radikale Änderung
wird uns retten

– Im System Armee sind meine
Wirkungsmöglichkeiten als
Christ sehr gering

– Die sehr beschränkten Mög-
lichkeiten zum persönlichen
Weiterkommen genügen mir

Mögliche Motivationen, jeden
Wehrdienst zu verweigern

– Der Dienst in einer Armee
dient nicht dem Frieden

– Radikale Verweigerung ohne
Kompromisse ist die beste
Handlungsweise

– Angesichts der Situation in Eu-
ropa ist die Waffe in der Hand
des Einzelnen bedeutungslos

geworden. Ein Schutz vor
Atomraketen ist nicht möglich.
Es hilft nur deren Nichtanwen-
dung und Abrüstung

– Ich bringe es nicht fertig, auf
Menschen zu schießen

– Militärische Gepflogenheiten
und Befehlsverhältnisse sind
inhuman und persönlichkeits-
zerstörend

– Für diesen Staat nehme ich
keine Waffe in die Hand

– Der absolute Befehlsgehor-
sam ist schädlich und macht
verantwortungslos

– Ich sage radikal Nein zum Mili-
tär, ich will nichts damit zu tun
haben

– Die militärische Abschreckung
treibt Rüstung voran und führt
zum Krieg

– Das Risiko einseitiger Schritte
muß getragen werden. Weiter-
rüsten ist ein viel höheres Risi-
ko

– Die 10 Gebote und die Berg-
predigt sind verbindliche An-
weisungen und weisen den
Weg auch aus politischer Aus-
weglosigkeit, nur eine radikale
Änderung wird uns retten

– Im System Armee sind Wir-
kungsmöglichkeiten als Christ
sehr gering

– Für meine Überzeugung neh-
me ich extreme Nachteile in
Kauf.«

AK Wehrdienstfragen beim Stadtju-
gendamt Jena: Seminar zur Entschei-
dungsfindung. Modellvorschlag für
ein Wochenendseminar zur Entschei-
dungsfindung in der Wehrdienstfra-
ge. Dresden 1989.
Dieses Seminarmodell wurde seit
Mitte der achtziger Jahre als Vorlage
für die Durchführung von Seminaren
verwendet, allerdings erst 1989 veröf-
fentlicht.

 M. 110
Orientierungen und
Hilfen zur
Entscheidung
Wehrdienstverweigerung
»Wehrpflichtige, die in der heuti-
gen Situation Wehrdienst verwei-

gern und ihre Entscheidung vom
Evangelium her begründen, ge-
ben ein Zeugnis der Gewaltfrei-
heit. Sie handeln im Vorgriff auf
eine zukünftige Weltfriedensord-
nung und leisten damit einen pro-
phetischen Dienst. Viele sind
durchaus bereit, nichtmilitäri-
schen Dienst für das Gemeinwohl
zu leisten. Trotzdem sind sie
durch ihre Entscheidung zur Zeit
noch Benachteiligungen ausge-
setzt und stehen außerhalb des
geltenden Rechts. Sie müssen
deshalb bereit und in der Lage
sein, die strafrechtlichen Folgen
auf sich zu nehmen.«

Wehrdienst ohne Waffe als
Bausoldat
»Wehrpflichtige, die den Wehr-
dienst ohne Waffe leisten und ihre
Entscheidung aus dem Evangeli-
um begründen, geben damit ein
Zeichen für den Verzicht auf mili-
tärische Gewaltanwendung. Der
Dienst als Bausoldat stellt den
schwierigen Versuch dar, dieses
Zeugnis unter militärischen Be-
dingungen zu geben. Wer Wehr-
dienst ohne Waffe leistet, muß
wissen, daß er durch ein Gelöbnis
rechtsverbindlich militärischen
Gehorsam verspricht. Vor seinem
Gewissen bleibt er trotzdem für
sein Handeln unter Befehl verant-
wortlich.«

Wehrdienst mit Waffe
»Wehrpflichtige, die Wehrdienst
mit Waffe leisten und sich in ihrem
Gewissen an das Evangelium ge-
bunden fühlen, haben aus-
schließlich die Aufgabe, Krieg zu
verhindern und Frieden zu si-
chern; denn Waffendienst ist heu-
te nur noch vom Ziel der Kriegs-
verhütung her zu rechtfertigen.
Waffendienstleistende sollen sich
für Verringerung und Verhinde-
rung von Gewalt und den Aufbau
einer internationalen Ordnung
des Friedens und der Gerechtig-
keit einsetzen. Wer Wehrdienst
mit Waffe leistet, muß wissen,
daß er sich durch den Fahneneid
zu militärischem Gehorsam ver-
pflichtet. Dieser Eid behält seine
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Verbindlichkeit auch über den
Grundwehrdienst hinaus. Befeh-
len, die im Widerspruch zum Völ-
kerrecht und seinen allgemeinen
Prinzipien stehen, darf der Soldat
nicht Folge leisten. Vor seinem
Gewissen bleibt er auch unter Be-
fehl für sein Handeln verantwort-
lich.«
Schlußdokument der Ökumenischen
Versammlung für Gerechtigkeit, Frie-
den und Bewahrung der Schöpfung,
Dresden, April 1989. Zit. nach: EKD-
Texte Nr. 38, Berlin 1991, S. 69f.

Wie schätzen Sie die Bedeutung des Beschlusses
der Ökumenischen Versammlung für die Friedens-
diskussion in den Kirchen ein? Für welche der Ent-
scheidungen meinen Sie die größte Sympathie der
Versammlung zu erkennen? Vergleichen Sie die
Aussagen dieser Versammlung mit den Aussagen
der Evang. Kirchenleitung in Brandenburg bzw. der
Leitung der Evang. Kirche in Deutschland!
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Dokumentation

Aspekte der
Friedenserziehung

1. Realitäten
Wir leben in einer friedlosen Welt. Wir
leben in einer geteilten Welt. Feind-
schaften und Konfrontation gehören
zur Realität. Die Anhäufung von Mas-
senvernichtungsmitteln bedroht das
Überleben der Menschheit.
Nur wenige fühlen sich persönlich ge-
troffen. Kriege und blutige Gewalt in
der Welt erscheinen uns fern und las-
sen uns weithin passiv. Aber: Abwe-
senheit von Krieg in Europa ist noch
kein Frieden. Trotz hoffnungsvoller
Verhandlungsergebnisse herrschen
Friedlosigkeit und Feindseligkeit und
behindern so die notwendige Austra-
gung von Konflikten und Überwin-
dung von Feindschaften.
Auch wir sind in diesen Prozeß ver-
strickt, indem wir Vorurteile und
Feindbilder übernehmen, verstärken
und produzieren, z.B. gegenüber
Nachbarvölkern, anderen Rassen,
sozialen Gruppen, Andersdenken-
den.
Hier muß Friedenserziehung anset-
zen.

2. Einsichten
2.1. Vorurteile werden im Erziehungs-
prozeß als Einstellungen gelernt. Sie
können zunächst notwendige Orien-
tierungshilfen in der Vielfalt unserer
Wirklichkeit sein und existieren be-
reits vor persönlichen Erfahrungen
und beeinflussen diese. Feindbilder
knüpfen an latente negative Vorurtei-
le an. Sie sind individuelle und kollek-
tive Irrtümer, besetzt mit starken ne-
gativen Gefühlen. Mit der Wirklichkeit
stimmen Vorurteile und Feindbilder
nicht oder nur teilweise überein.
Durch die Realität oder durch logi-
sche Argumente lassen sie sich nur
schwer korrigieren. Feindbilder dehu-

manisieren den Gegner und machen
so auch seine Vernichtung ohne
schlechtes Gewissen möglich.

2.2. Feindbilder entstehen und halten
sich unter bestimmten Voraussetzun-
gen
– bei Menschen, die mit sich selbst
nicht in Frieden leben. Besonders
dem Menschen, der wenig Annahme
erfahren hat, und dem autoritätsab-
hängigen Menschen fällt es schwer,
sich mit seinen Eigenschaften, Be-
dürfnissen und Wünschen zu erken-
nen und anzunehmen. Erziehungs-
ziele in Familie, Kindergarten, Schule
und Kirche, die diesen Prozeß nicht
zulassen, erschweren Selbsterkennt-
nis und Selbstannahme. So erzogene
Menschen sind gezwungen, all das,
was sie bei sich nicht erkennen oder
ablehnen (Angst, Aggression..), bei
anderen zu verurteilen. Dabei sind ih-
nen die vermittelten Feindbilder und
Vorurteile eine Hilfe und ersparen
eine möglicherweise schmerz- und
angstbeladene Analyse der eigenen
Situation.
– bei Menschen, die nicht friedlich-
partnerschaftlich handeln können.
Menschen, die an sich selbst nur er-
fahren, daß Probleme und Konflikte
durch Sieg oder Niederlage gelöst
werden, sind weder motiviert noch in
der Lage, Konflikte zu analysieren,
auszuhalten und auszutragen. Sie
sind im Vermitteln zwischen Gegen-
sätzen nicht geübt.
– in den von Menschen geschaffenen
Strukturen der Ungerechtigkeit, Un-
terdrückung und Entmündigung, die
ohne Vorurteile und Feindbilder nicht
bestehen können.
2.3. Vorurteile und Feindbilder dienen
in erster Linie der Schuldzuweisung
und eigenen Rechtfertigung. Sie ma-
chen blind für die gemeinsame Be-
drohung, für gemeinsame Interessen,
gemeinsame Verantwortung und ver-
hindern gemeinsames Handeln. Sie

liefern den Vorwand für Gewalt und
Aggressivität und für das Beharren in
Unwissenheit, Gleichgültigkeit und
Haß.

3. Angebot
Mit vielen Menschen anderer Denk-
weisen und Traditionen verbindet uns
die Sehnsucht nach Frieden. Wir
möchten mit ihnen gemeinsame
Schritte tun. Was bringt uns auf den
Weg der Hoffnung?
Wir glauben an Gott, der uns durch
Jesus Christus den Weg zu Frieden
und Versöhnung gezeigt hat. „Er ist
unser Frieden. Er vereinigte Juden
und Heiden und riß durch sein Ster-
ben die trennende Wand der Feind-
schaft nieder“ (Eph 2, 14) Christus ist
Gottes Schalom für eine zerrissene
Menschheit. In der Nachfolge Christi
ist uns aufgetragen, Feindschaften zu
überwinden und Feinde zu versöh-
nen. Wir müssen uns gegenseitig hel-
fen, friedensfähig zu werden. Dazu ist
Friedenserziehung in allen Bereichen
unseres Zusammenlebens nötig.
Jesus hat uns in der Bergpredigt die
Feindesliebe gelehrt und sie vorge-
lebt. Er machte deutlich,  daß Liebe
mehr ausrichten kann als Haß. Fein-
desliebe sieht in Feindschaft etwas
Vorläufiges. Sie versucht, sich in das
Denken und Fühlen des Gegners hin-
einzuversetzen  („Lerne in den Mo-
kassins des anderen zu gehen“ - in-
idianisches Sprichwort). Sie tut den
ersten Schritt. Sie ermöglicht so Ent-
Feindung der Feinde.

4. Erwartungen
4.1.  Erwartungen an uns selbst, die
Familie und alle Erziehungsträger.
Für die Erziehung der Kinder und Ju-
gendlichen sind nicht zuerst Institutio-
nen verantwortlich, sondern die  El-
tern. Eine Delegierung dieser Aufga-
be an andere kann bedeuten, die
Chance einer Friedenserziehung
leichtfertig zu vergeben.
Wir erwarten:
4.1.1.   daß die zentrale Aufgabe der
Friedenserziehung die Erziehung zu
Konfliktfähigkeit und Mündigkeit wird,
sowohl im zwischenmenschlichen
Bereich wie im Verhältnis zu anderen
Völkern und weltanschaulichen Posi-
tionen.
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 Dazu gehört es
– Selbstwertgefühl zu wecken und

zu stärken,
– Konflikte nicht zu leugnen,
– Konfliktbeteiligte zu erkennen,
– unterschiedliche Bedürfnisse und

Gefühle ernst zu nehmen,
– auf Konfliktlösung durch Sieg und

Niederlage zu verzichten
– zu Engagement, Solidarität und

gewaltfreier Verweigerung zu be-
fähigen,

– sich der gemeinsamen Verantwor-
tung für die Schöpfung bewußt zu
werden.

Das bedeutet,
– Erziehungspraktiken kiritisch zu

prüfen,
– die Modellwirkung des eigenen

Verhaltens (besonders gegenüber
Kindern) zu erkennen,

– zu lernen, mit Aggressionen um-
zugehen,

– zu lernen, mit friedlichen Mitteln zu
streiten,

– auf drohende und herabsetzende
Gebärden zu verzichten,

– globales Denken zu wecken und
zu fördern.

4.1.2. daß wir unsere Sprachgewohn-
heiten korrigieren hinsichtlich
– offen oder versteckt militanter

Ausdrücke,
– herabsetzender Worte,
– der Weitergabe von Vorurteilen

und Feindbildern durch Schlag-
und Sprichwörter.

4.1.3. daß kindliches Spiel kritisch
überprüft wird auf Aggressivität, die
auf Entwürdigung oder Vernichtung
zielt, und Spielzeug auf Verführung
zu und Verharmlosung von Gewalt
(Kriegsspielzeug, aggressive Com-
puterspiele).

Das bedeutet,
– den Zusammenhang zwischen

kindlichen Spielgewohnheiten und
vorgelebten Modellen wahrzuneh-
men,

– neue Erziehungsverantwortung
mit alternativen Spielangeboten
einzuüben.

4.1.4.  daß Fernsehgewohnheiten der
Kinder und Erwachsenen hinsichtlich
Dauer und Inhalt  kritisch geprüft und

gesehene Programme gemeinsam
besprochen werden.
4.1.5. daß die Erziehungsverantwort-
lichen aufmerksam gegenüber offe-
nen und versteckten  Vorurteilen und
Feindbildern in Literatur und Filmen
für Kinder und Jugendliche sind.

Frucht der Friedenserziehung sollte
es werden, jeder und jedem einzel-
nen in Familie und Gruppe die gleiche
Chance zur Entfaltung zu eröffnen
und sie zur Wahrnehmung ihrer Mit-
verantwortung auf verschiedenen
Ebenen zu befähigen.

4.2.  Erwartungen an die Kirchen
Die Spaltung der Christen und Kir-
chen ist exemplarisch für den Zu-
stand der Welt. Wir müssen immer
neu beginnen, in und zwischen unse-
ren Kirchen Frieden zu leben.

4.2.1. Umkehr in unseren Haltungen
Wir erwarten
– eine neue Einstellung zur Existenz

von Konflikten und die Suche nach
evangeliumsgemäßen, partner-
schaftlichen Konfliktlösungen,

– mehr Toleranz, damit andersden-
kende, Andersfühlende, Anders-
handelnde in Kirche und Gemein-
de nicht ausgegrenzt, sondern als
Anfrage an die eigene Lebenswei-
se erfahren werden, die sachliche
Auseinandersetzung gesucht wird
und Möglichkeiten der zusam-
menarbeit erprobt werden,

– die verstärkte Einübung friedens-
stiftender Verhaltensweisen in de
christlichen Unterweisung,

– Rückenstärkung derjenigen, die
sich in Kirche und Gesellschaft
aus Verantwortung vorwagen, und
Ermutigung der Zaghaften, aus
christlicher Verantwortung zu re-
den und zu handeln,

– die Auseinandersetzung mit
schuldbeladener Vergangenheit
und Gegenwart in Kirche und Ge-
sellschaft, an der wir selber teilha-
ben, und ihre Aufarbeitung in
Richtung Vergebung, Sühne,
Neuanfang,

– die Bereitschaft der Gemeinden,
Übungsfelder für Friedenserzie-
hung zu sein,

– eine Atmosphäre und Kultur in

Gremien und Räumen, die frie-
densfördernd wirkt.

4.2.2.  Umkehr in unserer Verkündi-
gung
Wir erwarten eine Verkündigung, die
mehr frohe Botschaft wird, die christli-
ches Sein und christliche Befähigung
entdeckt und im Alltag verhilft zu
– Toleranz und Vergebenkönnen,
– Angstminderung und Leidenkön-

nen
– ehrlicher Selbst- und Fremdwahr-

nehmung,
– Diakonie und Solidarität,
– Leben und Glauben in Modellen

der Gemeinsamkeit.

4.2.3. Umkehr zu neuen Gemeinsam-
keiten
Wir erwarten
– Einrichtung einer ökumenischen Ar-
beitsgruppe Friedenserziehung auf
DDR-Ebene, die Bildungs- und Wei-
terbildungsmodelle sammelt und an-
bietet, ein Netz von Mitarbeitern
knüpft, Erziehungs- und Konfliktbera-
tung vermittelt,
– die Entwicklung und Förderung von
Initiativen einer grenzüberschreiten-
den  ökumenischen Zusammenarbeit
in der Friedenserziehung (z.B. Eintre-
ten für eine internationale Arbeits-
gruppe „Feindbildabbau“).
– die Einführung eines Lernfeldes
„Gerechtigkeit, Frieden und Schöp-
fungsbewahrung“ in allen kirchlichen
Ausbildungsstätten, das sich in Inhalt,
Teilnehmern und Leitern bewußt öku-
menisch darstellt.
– mehr ökumenische Zusammenar-
beit in der Kinder- und Jugendarbeit,
die sich der Friedenserziehung wid-
met, und mehr ökumenische Erwach-
senenarbeit, die hilft, Lebens- und Er-
ziehungsstile zu überdenken und zu
korrigieren.
– Förderung von Dienste-Modellen
für Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung (ökumeni-
scher Friedensdienst, vgl. 1 - Grund-
legung 2.2.3.), die sozialen Diensten
der Kirchen analog organisiert sein
können; Friedensbereitschaft wächst
in Schritten des Helfens und Lernens,
– die Zuhilfenahme humanwissen-
schaftlicher Erfahrungen für Beratung
und Gruppenarbeit zu Förderung von
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Kommunikations- und Kontaktfähig-
keit,
– von den Kirchenleitungen, daß sie
sich bei Stellungnahmen zu Erzie-
hungsproblemen in der DDR gegen-
seitig konsultieren, von Fachleuten
beraten lassen und eine ökumeni-
sche Stellungnahme anstreben,
– den kritisch reflektierenden Ge-
brauch traditionellen Liedgutes, das
militante Formulierungen enthält.

Christliche Friedenserziehung ist ih-
rem Wesen nach ökumenisch. Sie
kann nur beginnen mit der Umkehr
der Erwachsenen.

4.3. Erwartungen an staatliche und
gesellschaftliche Institutionen
Menschen unterschiedlicher Weltan-
schauungen und Konfessionen in un-
serer Gesellschaft sind sich einig
über die Notwendigkeit, einen Krieg in
Europa unbedingt zu verhüten. Wie
das geschehen soll, ist umstritten.
Aber der Frieden kann nur gemein-
sam bewahrt werden. Die ihn bewah-
ren wollen, sollten aufeinander hören
und aufeinander zugehen.

Kirchenleitungen sollten die folgen-
den Erwartungen mit gesellschaftli-
chen und staatlichen Vertretern be-
sprechen.

Wir erwarten
4.3.1. die Anerkennung von Dialog
und Toleranz als  unverzichtbare
Grundsätze des Umgangs Verschie-
dendenkender miteinander auf allen
gesellschaftlichen Ebenen.
Dazu gehören
– die Bereitschaft zu offenem, auch

öffenltichem Meinungsstreit in
mündlicher und schriftlicher Form,

– die Bereitschaft, dem anderen zu-
zuhören und seine Argumente zu
bedenken,

– die Bereitschaft, die Neigung zu
überwinden, Andersdenkende in
überkommene Feindbildkategori-
en einzuordnen,

– die Bereitschaft, auf administrati-
ve Maßnahmen zur einseitigen
Beendigung des Dialogs zu ver-
zichten.

4.3.2.  den Abbau von Vorurteilen und
Feindbildern in der Erziehung und
Ausbildung insbesondere von Kin-
dern und Jugendlichen, und die
Befähigung zu friedlicher Konflikt-
lösung.

Dazu gehört
– umfassende Friedenserziehung

im Sinne des Neuen Denkens in
den Erziehungseinrichtungen und
die Abschaffung des Wehrunter-
richts an den Schulen,

– die Entfernung militärverherrli-
chender Inhalte und Tendenzen
zur Feindschafts- und Haßerzie-
hung aus Lehrbüchern, Lehr- und
Erziehungsplänen sowie aus den
Medien,

– Angebote für Erwachsene zum Er-
lernen friedlicher Konfliktbewälti-
gung,

– die Einstellung der Produktion und
des Verkaufs von Kriegsspiel-
zeug,

– die Abschaffung der obligatori-
schen vormilitärischen Ausbildung
und ihrer Verknüpfung mit dem
Zugang zu bestimmten Bildungs-
wegen und Berufen.

4.3.3. die stärkere Berücksichtigung
der Tatsache, daß zum Abbau von
Vorurteilen und Feindbildern ein  ge-
genseitiges Kennenlernen unerläß-
lich ist. Das schließt ein
– die Ermöglichung ungehinderter

Kontakte und freien Reisens,
– die vermehrte Durchführung von

Schüler- und Jugendaustausch
sowie Förderung von Partner-
schaften über Staats- und Sy-
stemgrenzen hinweg,

– stärkere gesellschaftliche Bemü-
hungen, bei uns lebende Auslän-
der in ihrer Art anzunehmen und
ihnen Integration zu ermöglichen;
ihre Anwesenheit als Chance für
die Friedenserziehung zu sehen.

4.3.4. die Unterstützung der Eltern bei
der Wahrnehmung ihrer Erziehungs-
aufgaben durch Freistellungen, Teil-
zeitbeschäftigung oder Gleitzeitange-
bote.
Friedenserziehung ist gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Sie bedarf des
Willens, der Kreativität und des Dia-
logs.

 5. Ausblick
Aus der gemeinsamen Bedrohung zu
gemeinsamem Handeln zu finden ,
verlangt eine neue, globale Sicht, ein
Hinausgehen über Einzel-, Gruppen-
und  Staatsinteressen, die Absage an
vorurteilsgestützte und durch Feind-
bilder aufrechterhaltene Konfrontati-
on.
Friedenserziehung muß uns befähi-
gen, den bisherigen Gegner in seiner
ökonomischen, kulturellen und sozia-
len Andersartigkeit zu sehen und an-
zunehmen. Sie umfaßt auch das Ver-
mitteln der Reichtümer und Sehwei-
sen des anderen und die Bereitschaft,
sich in Frage stellen zu lassen.
Wir Deutschen haben beispielloses
Unheil über Europa gebracht, das sei-
ne schrecklichste Steigerung in  der
Verweigerung des Existenzrechts der
Juden fand. Vor uns steht deshalb in
besonderer Weise die Aufgabe, an-
dere Menschen und Völker nicht als
Bedrohung, sondern als Bereiche-
rung anzusehen. Beginnend mit klei-
nen Schritten wollen wir in der Nach-
folge Jesu zu einem umfassenden
Prozeß der Ent-Feindung in unserem
zerrissenen Europa beitragen.
Schlußdokument der Ökumenischen
Versammlung für Gerechtigkeit, Frie-
den und Bewahrung der Schöpfung,
Dresden, April 1989. Zit. nach: EKD-
Texte Nr. 38, Berlin 1991, S. 72f.




